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BERLIN IG Metall-Chefin Christiane 
Benner macht neben Schocks von 
außen wie dem Ukraine-Krieg auch 
hausgemachte Probleme in vielen 
deutschen Unternehmen für die 
Wachstumsschwäche verantwort-
lich. Sie fordert einen höheren Spit-
zensteuersatz, die Lockerung der 
Schuldenbremse und höhere Löhne.

Frau Benner, die deutsche Wirt-
schaft wächst kaum noch, viele Un-
ternehmen wandern ins Ausland 
ab. Ist das für die größte deutsche 
Industriegewerkschaft kein Alarm-
signal?
BENNER Durchaus. Aber zum Ge-
samtbild gehört auch, dass neue 
Investitionen nach Deutschland 
kommen, etwa Tesla in Branden-
burg, Northvolt in Schleswig-Hol-
stein, Intel in Sachsen-Anhalt oder 
Microsoft in Nordrhein-Westfa-
len…

… aber die meisten dieser Unter-
nehmen kommen nur dank massi-
ver staatlicher Subventionen!
BENNER Das ist richtig, aber inzwi-
schen weltweit 
so. Die deutsche 
Wirtschaft befin-
det sich in einer 
sehr kritischen 
Phase, wenn 
nicht sogar in der 
kritischsten Phase 
der Nachkriegs-
zeit. Wir haben 
viele exogene 
Schocks durch die 
Kriege in der Welt 
zu verkraften, durch hohe Inflation 
und hohe Zinsen. Gleichzeitig müs-
sen wir die Transformation der Wirt-
schaft zur Klimaneutralität und die 
Digitalisierung schaffen. Die IG Me-
tall steht zum 1,5-Grad-Klimaziel. 
Aber zu viele Klimaschutz-Auflagen 
können auch Investitionen verhin-
dern. Zudem stellen wir als Gewerk-
schaft hausgemachte Probleme in 
den Unternehmen fest.

Sie stellen Managementfehler fest?
BENNER Ja. Viele Betriebe haben 
sich zu spät auf den Weg gemacht, sie 
setzen zu wenig auf Innovationen. 
Das sind schlicht Managementfeh-
ler. In vielen Unternehmen haben 
wir zu behäbige Entscheidungs-
strukturen. Bei der Digitalisierung, 
Nutzung von KI, bei der Kreislauf-
wirtschaft lässt Deutschland einfach 
zu viel Wachstum liegen.

… meinen Sie damit auch den 
Stahlkonzern ThyssenKrupp?
BENNER Nein, ThyssenKrupp hat BENNER Nein, ThyssenKrupp hat 
sich ja, auch auf Druck der Beschäf-sich ja, auch auf Druck der Beschäf-sich ja, auch auf Druck der Beschäf
tigten, noch rechtzeitig auf den Weg 
gemacht. Ich möchte keine Unter-
nehmen konkret nennen. Aber Be-
fragungen bei unseren Betriebsräten 
zeigen, dass in der Hälfte von rund 
2500 Firmen keine Strategie für die 
Transformation zur Klimaneutra-
lität oder Digitalisierung erkenn-
bar ist. Das ist ein Alarmsignal. In 
dieser kritischen Phase brauchen 
wir mehr Mitbestimmung bei stra-
tegischen Fragen und Beteiligung. 
Einige Geschäftsmodelle sind ein-

fach veraltet. Neue 
Wachstumsfelder 
wie autonomes 
Fahren etwa wer-
den nicht erfolg-
reich erschlossen. 
Dazu passt nicht, 
dass wir 2023 bei 
Dax-Unterneh-
men Rekordaus-
schüttungen bei 
Dividenden hat-
ten. Einige Unter-

nehmen machen also vieles richtig.

Wie bringen wir die Wirtschaft 
wieder in Schwung?
BENNER Bessere Laune und ZuverBENNER Bessere Laune und Zuver-
sicht wären hilfreich. Das brauchen 
auch die Beschäftigten. Neben den 
Problemen mit externen Schocks ha-
ben wir auch mit Inflation und hohen 
Zinsen zu kämpfen. Das lähmt die In-
landsnachfrage. Deshalb brauchen 

wir Tariferhöhungen, um sie wieder 
zu beleben.

Und was muss die Politik tun?
BENNER Um die Wirtschaft in BENNER Um die Wirtschaft in 
Schwung zu bringen, müssen wir 
vor allem die Schuldenbremse lo-
ckern. Wenn nun auch beachtliche 
Teile der Union offen für die Reform 
der Schuldenbremse sind, sollte das 
auch Zweifler überzeugen können. 
Wir brauchen mehr beherzte staatli-
che Investitionen in die Infrastruktur, 
Bildung, Wohnungsbau und Klima-
schutz. Die wirtschaftliche Stagna-
tion darf sich jetzt nicht vertiefen 
und verstetigen.

Wegen des demografischen Wandels 
steigen aber gleichzeitig die Belas-
tungen der Sozialversicherung, die 
Lohnnebenkosten liegen bereits bei 
über 40 Prozent. Wie offen ist die IG 
Metall für Sozialreformen?
BENNER Unser Sozialstaat hat auch BENNER Unser Sozialstaat hat auch 
während Corona funktioniert. Zum 
Beispiel wurden Unternehmen 
durch Kurzarbeit entlastet und Be-
schäftigte an Bord gehalten. Wir 
verschließen uns keiner Reformde-
batte. Ich sehe aber bisher keinen 
strukturierten Prozess. Wir sind of-strukturierten Prozess. Wir sind of-strukturierten Prozess. Wir sind of
fen für gemeinsame Aktionen zur 
Stärkung des Standorts und von 
Arbeitsplätzen. Wir sind etwa dafür, 

dass Selbstständige und Beamte in 
die Rentenversicherung einzahlen. 
Zudem brauchen wir mehr Qualifi-
zierung in neue Berufe und müssen 
die hohe Zahl von 2,6 Millionen jun-
gen Menschen ohne Berufsabschluss 
reduzieren. Auch das sind Themen 
für eine Sozialreform.

Ist die Anhebung des Rentenalters 
für Sie ein Tabu?
BENNER Ja. Aber ein Blick auf die BENNER Ja. Aber ein Blick auf die 
veränderte Realität hilft. Wer länger 
arbeiten will, kann dies doch tun. 
Die Anzahl der älteren Beschäftigten 
steigt. Der Renteneinstieg liegt 2031 
bei 67 Jahren. Ein höheres Eintrittsal-

ter bedeutet dann weniger Rente für 
die, die nicht mehr arbeiten können. 
Forderungen danach finde ich unan-
ständig. Wir brauchen eine dauerhaf-ständig. Wir brauchen eine dauerhaf-ständig. Wir brauchen eine dauerhaf
te Stabilisierung des Rentenniveaus. 
Das haben sich die Menschen im 
wahrsten Sinne des Wortes verdient.

Unternehmen und FDP fordern die 
Streichung des Solis zur Entlastung 
der Wirtschaft. Guter Plan?
BENNER Nein. Die Streichung des 
Solidaritätszuschlags ist keine gute 
Idee. Es ist nicht zu erwarten, dass 
eine pauschale Senkung der Steuern 
für Unternehmen das Investitions-
geschehen anschiebt. Wir müssen 
aufpassen, dass wir dem Staat nicht 
zu viele Mittel entziehen. Starke 
Schultern können mehr tragen als 
schwache. Der Spitzensteuersatz ist 
mit 42 Prozent für Besserverdienen-
de und 45 Prozent für Bestverdiener 
im internationalen Vergleich nicht 
sehr hoch. Zu Kohls Zeiten war er 
mit 53 Prozent viel höher.

Sollte man den Spitzensteuersatz 
also erhöhen?
BENNER Die Bundesregierung sollBENNER Die Bundesregierung soll-
te den Spitzensteuersatz ab knapp 
sechsstelligen Jahreseinkommen auf 
49 Prozent anheben und zugleich die 
arbeitende Mitte entlasten. Das wäre 
eine sinnvolle Steuerreform für Bür-
ger und Betriebe.

Im Herbst startet die Tarifrunde für 
die Metall- und Elektro-Industrie. 
Die 3,9 Millionen Beschäftigten 
wollen nach der Pandemie mehr 
Geld sehen. Wird es von Ihnen eine 
Forderung über zehn Prozent geben?
BENNER Wir fragen derzeit die Stim-
mung in den Betrieben ab und wer-
den im Sommer unsere Lohnforde-
rung vorlegen. Schon jetzt zeichnet 
sich ab: In dieser Tarifrunde wird es 
vor allem um mehr Geld für die Be-
schäftigten gehen.

DIE FRAGEN STELLTEN ANTJE HÖNING 
UND BIRGIT MARSCHALL.

„Einige Geschäftsmodelle sind einfach veraltet“
Die IG Metall-Chefin kritisiert, dass viele Unternehmen zu wenig auf Innovation setzen und dadurch Wachstum liegen lassen.

INTERVIEW CHRISTIANE BENNER

Christiane Benner, Chefin der IG Metall, warnt, dass sich die deutsche Wirtschaft derzeit in der kritischsten Phase der 
Nachkriegszeit befindet. Deshalb müssten Unternehmen ihre Strukturen anpassen. FOTO: ARNE DEDERT/DPA

Nationalmannschaft soll für mehr Bierdurst sorgen
VON HAGEN STRAUSS

BERLIN Der Countdown läuft. In der 
kommenden Woche sind es nur noch 
100 Tage bis zum Anpfiff der Fußball-
europameisterschaft in Deutschland 
am 14. Juni. Die Erwartungen sind 
groß, weniger an die Leistung der 
Nationalmannschaft, dafür umso 
mehr an den Bierdurst der Fans. Was 
wiederum dann doch mit dem Team 
zu tun hat.

Bier und Fußball gehören bei vie-
len zusammen. Auch in anderen 
Ländern. Kürzlich warnte das Au-
ßenministerium in London schon 
die britischen Fans, bei der EM das 
Bier im Gastgeberland nicht zu un-
terschätzen. Es könne „stärker sein 
als im Vereinigten Königreich, also 
trinken Sie verantwortungsvoll, ken-
nen Sie Ihr Limit und respektieren Sie 

die lokalen Gesetze“, hieß es.
Alkoholfrei gibt es allerdings auch. 

Holger Eichele ist Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Brauerbundes. 
Er sagt, die beliebtesten Biersorten 
seien zwar immer noch Pils und Hel-
les. „Doch immer öfter trinken auch 
Fußball-Fans alkoholfreie Biere.“ In 
Deutschland mache der Marktanteil 
mittlerweile mehr als sieben Prozent 
aus. Eichele weiter: „Insgesamt wer-
den rund zwei Millionen Gäste aus 
dem Ausland erwartet.“ Und laut 
Schätzungen würden sich weitere 
rund sieben Millionen Menschen in 
Fan-Zonen und bei Public Viewings 
die Spiele ansehen. „Das ist mit Si-
cherheit auch eine Chance für die 
Brauereien“, betont der Hauptge-
schäftsführer.

Die will man nutzen. Denn der 
Bierdurst hat wieder deutlich nach-

gelassen. Kürzlich teilte das Statisti-
sche Bundesamt mit, dass der Absatz 
in 2023 nach der zwischenzeitlichen 
Erholung von der Corona-Flaute 
gesunken sei. Er fiel demnach um 
4,5 Prozent auf rund 8,4 Milliarden 
Liter. Für die Brauwirtschaft war 
das vergangene Jahr somit ein ra-
benschwarzes. Deswegen setzt man 
nun Hoffnungen auf die Fußball-EM.

„Große Fußball-Events in der 
Vergangenheit haben gezeigt, dass 
während der Turnierdauer mehr 
Bier getrunken wird als sonst in 
Sommerwochen üblich“, weiß Ei-
chele. Erinnert sei an die Weltmeis-
terschaft 2006. „Gerade im WM-
Jahr 2006 wurden vor und während 
der WM rund fünf Prozent mehr Bier 
verkauft, bei den Folgeveranstaltun-
gen rund vier Prozent.“ Damit seien 
solche Veranstaltungen „grundsätz-

lich von hoher Relevanz“ für die 
deutschen Brauereien.

Das gilt genauso für die Gast-
ronomie und das Hotelgewerbe. 
Man gehe davon aus, dass sich die 
EM positiv auf die Umsatzzahlen 
der Gastronomen auswirke, so der 
Branchenverband Dehoga. Gleich-
wohl profitierten nicht alle Betriebe 
gleichermaßen. „So zeigt die Erfah-
rung, dass in dieser Zeit dann zum 
Beispiel weniger beziehungsweise 
kürzere Tagungsveranstaltungen 
oder große Kongresse stattfinden.“

Zudem werde es darauf ankom-
men, „wie gut die deutsche Männer-
Nationalmannschaft abschneidet 
und ob das Wetter für tolle Public 
Viewing-Veranstaltungen mitspielt“. 
Was wiederum auch für den Bier-
durst der Fans gilt, wie man bei den 
Brauereien weiß.

Das vergangene Jahr war kein gutes für die Brauereien. Es wurde deutlich weniger Bier getrunken. Doch jetzt naht die Fußball-EM. Das macht der Branche Hoffnung.

Im letzten Jahr wurde deutlich weniger getrunken – der Bierabsatz ist stark 
zurückgegangen. Nun hoffen die Bierbrauer auf den Aufschwung. FOTO: SEEGER/DPA

 „Befragungen bei 
unseren Betriebsräten 

zeigen, dass in der Hälfte 
von rund 2500 Firmen 
keine Strategie für die 

Transformation zur 
Klimaneutralität oder 

Digitalisierung 
erkennbar ist.“

Scholz macht Wirtschaft keine Zusagen zu Steuersenkungen
MÜNCHEN (dpa) Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD) hat der deutschen 
Wirtschaft ungeachtet eines langen 
Forderungskatalogs, lauter Kritik 
und wachsender Unzufriedenheit 
keine Hoffnungen auf weitergehen-
de Steuer- und Abgabensenkungen 
gemacht. Nach einem Spitzenge-
spräch mit den führenden deut-
schen Wirtschaftsverbänden am 
Freitag in München betonte Scholz 
zwar, Wachstum und Wettbewerbs-
fähigkeit seien zentral für die Bun-
desregierung und deren Handeln. 
Er verteidigte deshalb das geplante 

Wachstumschancengesetz, das „sehr 
relevante, wachstumsfördernde 
Maßnahmen“ enthalte. Weiterge-
hende finanzielle Zusagen an die 
deutsche Wirtschaft, die seit Langem 
umfassendere Entlastungen und Re-
formen fordert, vermied er aber.

Scholz verwies stattdessen auf ein 
geplantes Bürokratieentlastungsge-
setz, aber auch auf ein „Beschleu-
nigungspaket“ für Planungen und 
Genehmigungen. Und auch den 
Arbeitskräftemangel als wichtigstes 
Wachstumshemmnis gehe man an. 
Finanziellen Spielraum für umfas-
sendere zusätzliche Steuersenkun-
gen sieht er dagegen nicht. Entspre-
chende Wünsche gebe es viele, man 
habe in der letzten Zeit auch viele 

umgesetzt, sagte er. „Subventions-
wünsche erreichen einen täglich, 
von morgens bis abends.“ Allerdings 
seien ja auch die Wirtschaftsverbän-
de gegen neue Schulden. Deshalb 
müsse alles zusammenpassen, sagte 
Scholz mit Blick beispielsweise auf 
zusätzliche Verteidigungsausgaben 
und die milliardenschwere Unter-
stützung der Ukraine.

Der Präsident des Bundesver-
bands der Deutschen Industrie 
(BDI), Siegfried Russwurm, klagte 
nach dem Gespräch, man habe vom 
Kanzler wenig Neues erfahren. „Das 
kannten wir alles schon.“ Angesichts 
der trüben Wachstumsprognosen 
brauche es eigentlich einen „echten 
Kraftakt“, um die Wirtschaft wieder 

in Schwung zu bringen, forderte er. 
„Die Unternehmen wünschen sich 
von der Bundesregierung eine klare 
Wachstumsagenda, und zwar eine, 
die über eine Legislaturperiode hi-
naus trägt.“ Und für echte Entlas-
tungen und Reformen laufe die Zeit 
davon: „Wir sind auf allen volkswirt-
schaftlichen Statistiken jetzt auf den 
letzten Plätzen.“ 

Für Verärgerung in der internen 
Runde mit dem Kanzler sorgte auch, 
dass Scholz nicht auf die konkreten 
Forderungen der Wirtschaftsverbän-
de in einem neuen Zehn-Punkte-Pa-
pier eingegangen sei. Darin fordern 
der BDI, die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände, der 
Deutsche Industrie- und Handels-

kammertag und der Zentralverband 
des Deutschen Handwerks unter an-
derem: international konkurrenzfä-
hige Strompreise, eine grundlegen-
de Steuerreform mit niedrigeren 
Unternehmensteuern, schnellere 
Planungs- und Genehmigungsver-
fahren, weniger Bürokratie, Inves-
titionen in die Infrastruktur, eine 
ausreichende Fachkräftesicherung 
sowie Strukturreformen in allen Be-
reichen der Sozialversicherung, um 
Unternehmen zusätzlich finanziell 
zu entlasten.

Zudem warnen die Spitzenver-
bände davor, langfristig ein Min-
destrentenniveau von 48 Prozent 
festzuschreiben, weil dies die Finan-
zierungsprobleme der Rentenversi-

cherung weiter verschärfen werde.
Innerhalb einer großen Steuer-

reform fordern die vier Spitzen-
verbände die Einführung einer 
dauerhaften Investitionsprämie, 
verbesserte Abschreibungsbedin-
gungen, die Ausweitung der steuer-
lichen Forschungsförderung und 
eine Senkung von Strom- und Ener-
giesteuern auf das europäische Min-
destmaß für alle Unternehmen und 
Betriebe. Ziel müsse eine Senkung 
der Steuerbelastung der Unterneh-
men in Deutschland auf maximal 
25 Prozent sein, heißt es in dem ge-
meinsamen Papier. Hierzu müsse 
unter anderem der Solidaritätszu-
schlag aus Sicht der Unternehmen 
vollständig abgeschafft werden.


